
Aus den Bundesländern

OBERÖSTERREICH

R esolution gegen  Landschaftszerstörung un d  K u lturvern ich tung  durch übertriebenen  S traß en ­
b au  -  f ü r  Förderung und  A usbau  des öffentlichen Verkehrs *

Durch einen weit über echte wirtschaftliche Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit hinaus­
gehenden Straßenbau bzw. -ausbau wurden in den letzten Jahren zahlreiche Gebiete unseres 
Landes in ihrem natürlichen Landschaftsbild schwerstens beeinträchtigt.
Anstatt bestehende, dem wachsenden Gelände angepaßte Straßen lediglich soweit nötig, 
ohne wesentliche Trassenänderung, zu sanieren, hat man in rücksichtsloser und gewaltsamer 
Fehlanwendung technischer Möglichkeiten vielfach überbreite „begradigte“ Asphalt- oder 
Betonstraßen gezogen, Hügel zerschnitten, Berghänge angerissen und mit häßlichen Beton­
mauern versehen, Waldstücke gerodet und durch all dies nicht nur die Schönheit manchen 
lieblichen Landschaftsbildes vernichtet, sondern auch das ökologische Gleichgewicht und 
den Wasserhaushalt oft empfindlich gestört, andererseits aber wertvollsten Ackerboden der 
bäuerlichen Nutzung entzogen und die wirtschaftliche Führung mancher Betriebe in Frage 
gestellt. In städtischen oder dörflichen Siedlungen wurde häufig kulturell und historisch w ert­
volle Bausubstanz dem M oloch Verkehr geopfert, zumindest aber der W ohnw ert von Eigen­
heimen und Miethäusern schwerstens beeinträchtigt.
Manche landschaftlich besonders reizvolle Gegenden -  Fremdenverkehrsgebiete oder hiezu 
geeignet - ,  deren „Erschließung“ durch diese A rt des Straßenbaues in kurzsichtiger Weise 
beabsichtigt war, wurden dadurch (ebenso wie durch einen naturfernen Wasserbau oder 
einer Landschaftsausräumung im Zuge von „Flurbereinigungen“ u. dgl.) in W irklichkeit ihres 
landschaftlichen Reizes, ihrer idealen Ruhe und damit ihres Erholungswertes größtenteils 
beraubt und so das Gegenteil dessen erreicht, was bezweckt werden sollte.
W ir könnten unzählige Beispiele nennen, w o nicht etwa nur auf Hauptverkehrsstrecken, son­
dern auch auf relativ unwichtigen und schwach befahrenen Nebenstraßen durch Umbau oder 
Neubau überbreite Asphaltstraßen gezogen wurden, deren Kapazität nie annähernd aus­
genützt ist. -  Hauptverkehrslinien aber wurden und werden weit über jede Notwendigkeit 
hinaus mit mehrfachen vielspurigen Parallelstraßen verbaut. Zahlreiche Straßenbauprojekte, 
die diese unheilvolle Entwicklung fortsetzen, sind geplant oder in Vorbereitung.
W ir erwähnen nur beispielsweise:

•  die M ühlkreis-Autobahn zur tschechischen Grenze,
•  die Pyhrn-Autobahn, die parallel zu einer bereits bestens ausgebauten Bundesstraße ge­

führt werden soll,
•  die äußerst umstrittenen „Schnellstraßen“ S 37 (A sten-Steyr)
•  und die S 38 (Linz-W els).
W ir wenden uns entschieden gegen die Fortsetzung dieser sinnwidrigen, landschaftsverbrau­
chenden und kulturelle W erte zerstörenden Straßenbaupolitik, die vom G roßteil der Bevöl­
kerung -  auch von einem Großteil der Autofahrer der betreffenden Gegenden selbst -  ent-
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schieden abgelehnt wird, und deren weitere Steigerung nur von einer kleinen Lobby von  
kommerziell Interessierten (wie erst kürzlich von der „österreichischen Gesellschaft für 
Straßenwesen“) und von den Managern der Erdölgesellschaften und gewisser „Interessenver­
tretungen“ verlangt wird.
Als
A lternative
verlangen w ir die Förderung und den sinnvollen A usbau  a lle r  öffentlichen M assenverkehrs­
m itte l, insbesondere des Schienenverkehrs durch Verstärkung des Unterbaues zur Erzielung 
höherer Reisegeschwindigkeiten, durch Anschaffung eines bequemen, modernen und lei­
stungsfähigen Wagenparks für den Personen- und G üterverkehr und ein entsprechend dichtes 
und  regelm äß iges V erkehrsdargebot (z. B. „Taktfahrplan“, wie er auf einzelnen Bundesbahn­
strecken und anderen Bahnen bereits erfolgreich eingeführt ist) sowie eine entsprechende 
Steuer- und Tarifpolitik.
W o ein vollwertiges und ausreichendes Angebot von rasch und in dichter Folge fahrenden, 
bequemen öffentlichen Verkehrsmitteln geschaffen wurde, wurden diese auch angenommen. 
Die von allen Interessen-Lobbys meist als Vorwand für ihre Profit-Interessen vorgeschützte 
„Sorge um Arbeitsplätze“ wäre bei einer solchen von uns geforderten neuen Verkehrspolitik  
völlig unbegründet, weil die Verstärkung und der Ausbau der öffentlichen Verkehrsmittel 
sowie deren Betrieb weit mehr Arbeitsplätze schafft, als bei der Reduzierung des hoch­
rationalisierten Straßenbaues wegfallen würden.
Im Vergleich zum motorisierten individuellen Personenverkehr und zum Lastkraftwagen­
verkehr nehmen die öffentlichen, insbesondere Schienenverkehrsmittel fü r  gle iche Leistungen  
im  Personen- und G üterverkeh r
nur einen B ruchte il an  V erkehrsfläche  in Anspruch, und zwar meist in einer das Städte- und 
Landschaftsbild nicht störenden Weise,
sie benötigen nur einen B ruch te il des E nergieaufw andes  und sparen damit wertvolle Reserven 
und Devisen,
die äußerst gesundheitsschädliche U m w eltbe lastung  durch L ärm  und  A bgase  ist ebenso wie 
die U nfallquote  unverhältnismäßig geringer:
D er Autoverkehr hat in Österreich in den letzten zehn Jahren nicht weniger als 22.000 Todes­
opfer und über 800.000 V erletzte, zum großen Teil Schwerverletzte mit dauernder Gesund­
heitsbeeinträchtigung verursacht! -  Jeder Denkende weiß, wieviel an schwerstem mensch­
lichem Leid und Unglück ganzer Familien in diesen nüchternen Zahlen steckt!
Ist es angesichts solcher Tatsachen zu vertreten, daß der bereits weit übersteigerte A utover­
kehr durch einen ebenso übersteigerten Straßenbau noch gefördert w ird?! Jedermann weiß, 
daß auf den zu sinnlosen Rennbahnen „ausgebauten“ Straßen infolge der Verleitung zu über­
höhter Geschwindigkeit die U n fa llh äu figke it n u r geste igert  w ird, statt sie zu senken.
Eine intensive und effektive Verkehrsüberwachung, die die Einhaltung aller Geschwindig­
keitsbegrenzungen und sonstigen Verkehrs Vorschriften rigoros erzwingt, wäre weit w irk­
samer gegen die Bluternte des Straßenverkehrs als alle Straßenbaumaßnahmen.
Festgestellt sei, daß durch alle diese von uns verlangten Maßnahmen das Auto mit seinen zahl­
reichen kaum ersetzbaren Vorteilen keineswegs als solches bekämpft werden, sondern viel­
mehr durch vernünftige Reduzierung seiner Verwendung auf ein sinnvolles und zweck­
mäßiges Maß erst richtig, d. h. möglichst behinderungsfrei und gefahrlos benützbar gemacht 
werden soll.
Es scheint uns daher nicht verantwortbar, die bisherige Fehlentwicklung durch teure Fehl­
investitionen auf Kosten der Allgemeinheit noch weiter fortzusetzen, anstatt ihr durch Schaf­
fung entsprechend gezielter Alternativen wirkungsvoll entgegenzutreten.
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